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Sft* (Ermerbslofcr läßt man fid) ln feiner
Vtot manches öurd) ben Stopf gefyeti. Wlan
fiei)t in feiner Nähe Fälle von Unrecht, die
besser nicht vorhanden wären . Ader alle Liese
Einzelfälle von Gehaltsabbau und Doppelt -
verdienen würden unsere Wirtschaft nicht ge .
sund machen . Sie bleib,:» kleine Palliativ-
mittel , solange keine ausreichende Arbeit ge¬
schaffen und die Kaufkraft der breiten Massen
gestärkt ist. Der Besitz mutz gezwun¬
gen werden , die nötigen Gelder
für produktive Arbeit herzugeben .
Das kann ak? r nur gefächen, lvenn sich die
Arbeiter restlos einig sind . Die Erwerbslosen
sollten deshalb daraus hinarbeiten , daß end¬
lich * einmal der kommunistische Rummel auf¬
hört und dag die Arbeiter auch dem neuesten
Schwindel, den Nationalsozialisten, der Avant¬
garde der Reaktion, fernbleiben.

*

Menschenwürdige Unterstützung
Brief aus Hannover .

Wie lange noch soll sich die Werte schaf¬
fende Arbeiterschaft von der Geihel Erwerbs¬
losigkeit bedrücken lassen? Wenn es nicht
möglich ist , daß die Millionen Arbeitslosen
sofort wieder in den Produktionsprozeß ein¬
gereiht werden können , dann mutz wenigstens
dafür gesorgt werden, daß ihnen für die
Dauer der Erwerbslosigkeit eine menschen¬
würdige Unterstützung gewährt wird. Allen,
die einem Abbau der Unterstützung das Wort
reden, empfehle ich, mat ein Jahr mit den
Unterstützungssätzen durchzuhalten .

*

Vermehrung der Arbeitslosigkeit
Brief aus Dresden .

Zu einer Zeit, da Hunderttausende arbeits¬
los sind, lese ich in einer hiesigen Zeitung
folgendes:

„Ostermädchen werden zu einer Akkord¬
arbeit angelernt .

"
Durch die Akkord- und Ueberstundenarbeit

wird die Erwerbslosigkeit nicht vermindert.
Die Erwerbslosen verlangen , daß die Akkord-
und Ueberstundenarbeit beseitigt wird . Die
profitgierige Firma jedoch sucht gleich junges
Arbeitervolk zum Ausbeuten . Ich möchte
jedem Proletarier raten , gleichviel, ob er noch
in Arbeit steht oder die Stempelkarte besitzt,
solche sozialreaktionären Verhältnisse zu be¬
kämpfen. Das geschieht am besten durch
Eintritt in die freien Gewerkschaften und in
^ie Sozialdemokratie .

*

Schwarz-weiß-rote Patrioten
Brief aus Löbau .

Daß schwarzweißrote Unternehmer die Er-
rverbslosigkeit dadurch fördern, indem sie A r-
beit im Ausland Herstellen lassen,
ist bekannt. Ein neues Beispiel hierfür lie¬
fert die Oberlausitzer Webstuhl-Fabrik in
Neugersdorf . Die Firma, die noch
leidlich Aufträge hatte, ließ zunächst die Gie¬
ßerei tageweise aussetzen . Im Januar bean¬
tragte der Mitinhaber Fritz Roscher beim
sächsischen Arbeitsministerium die Stillegung
der Gießerei und für 8 Prozent der Beleg¬
schaft anderer Abteilungen. Am 31 . Januar
wurden 5 Prozent der Belegschaft gekündigt,
darunter Arbeitern, die 25 Jahre und länger
bei der Firma tätig waren und erst kürzlich
von der Zittauer Gewerbekammer für „Treue
in der Arbeit" belohnt worden waren . Am
21 . Februar wurde der 88 Mann starken Be¬
legschaft der Gießerei gekündigt , am 28. Fe¬
bruar wurde die Gießerei ganz stillgelegt .
Seit dieser Zeit wird sämtlicher Guß im Ge-

argettMi/der fSßert (Xfcfyecpaftowatet) der tfrr*
ma bergeftellt. Sei der täünöiQuag wurde
fettft auf die drei im B̂etriebe befd>äftigten
Scßmerbefcßäbigten feine Rücksicht genommen.
Herr Fritz Roscher, der Mitinhaber des Be¬
triebes, auf dessen Veranlassung die Entlast
sungen vorgenommen wurden, ist Vorsitzen¬
der des Neugersdorfer Mtlitäro ^ reins
und Offizier der Schützen . Bei sider pas¬
senden und unpassenden Gelegenheit hängt er
tie schwarzweißrote Fahne heraus . Die
Gründe für die Entlassungen sind in dem
Haß des Herrn Roscher geg« die organisierte
Arbeiterschaft zu suchen. Das erwies sich
besonders bei den Stillegungsverhandlungen ,
bei denen er ausgerechnet die Gewerkschafts¬
vertreter für die Stillegung verantwortlich
machen wollte .

*

Verbrechen an Erwerbslosen
Aus Striegau in Schlesien wird ge¬

meldet :
Die beiden Erwerbslosen Bernert

und Langer aus Damsdorf waren für die
Erwerbslofen -Zahlstelle in Gäbersdorf beauf¬
tragt , von der Nebenstelle Stnegau des Ar¬
beitsamtes Jauer für den Zahlbezcrt Erwerbs¬
losengelder in Höhe von fast 7000 Mark zu
holen . Kurz vor der Ortschaft Taubnitz wurden
beide Geldabholer von drei Radfahrern ein¬
geholt und überfallen . Während Langer nur
gewürgt wurde, traf ein Schuß Bernert ins
Herz . Er brach sofort tot im Straßengraben
zusammen, erhielt aber trotzdem noch einige
Messerstiche in den Kopf . Dann raubten
die Banditen den Rucksack mit dem Gelde
und verschwanden .

„ <?rtt>erMt>ffgfeff, ein ttett Gott
gewoiite0 Schicksal"

Zu dem unter dieser Ueberschnft in der
ersten Märzausgabe 1930 der „Erwerbslosen -
Tribüne " erschienenen Bericht aus Erfurt
erhalten wir vom Deutschnationalen Hand-
lungsgehilfen-Berband eine Berichtigung,deren Abdruck auf Grund des % 11 des
Preßgefetzes wie folgt verlangt wird :

„Die in der „Erwerbslosen -Tribüne "
1 . Märzausgabe 1930 aufgestellte Be¬
hauptung , daß in einer Erfurter Der-
fammlung des Deutschnationalen Hand-
lungsgehilfen-Berbandes , zusammen mit
dem Verband der weiblichen Handels- und
Büro -Angestellten der Redner erklärt habe,
daß fein Verband,es nicht als unbillig er¬
achte, wenn der Arbeiter das von Gott ge¬
wollte härtere Schicksal der Erwerbstätig -
Feit allein trage , ist unwahr. Wahr ist.
daß in der von der Versammlung ange
nommenen Entschließung die Verpflichtung
des Reiches zur Zufchußleistung an die .
Arbeitslosen-Bersicherung nachdrücklich be¬
tont worden ist.

"

Demgegenüber bleibt unser Gewährsmann
dabei , daß in der betreffenden Versammlung
der Redner des DHB. sinngemäß gesagt hat.
der Arbeiter müsse sich eben mit d e m i h m
von Gott auferlegten Schicksal
a b f i n d e n . Da der DHB . E r s a tz k a s s e n
für die Arbeitslosen-Bersicherung propagiert ,
so bedeutet auch dies Verlangen nichts
anderes , als daß der erwerbslose Arbeiter
sein („ ihm von Gott auferlegtes") Schicksal
allein tragen, soll .

RechtSecke der Erwerbslosen
Anwartschaft für die Maiiden-
versicherung nichtverfallenlaffen

Die Anwartschaft in der Invalidenversiche¬
rung erlischt, wenn während zweier Jahre
nach dem auf der Quittungskarte verzeich-
neten Ausstellungstage weniger als zwanzig
Wochenbeiträge entrichtet worden sind.

Unter Anwartschaft versteht man das Recht
auf die Leistungen der Versicherung (Inva¬
lidenrente) entweder bei Vollendung des
65. Lebensjahres oder bei Eintritt der Inva¬
lidität.

Was hat ein Erwerbsloser zu
beachten , um sich einAnrecht auf
die Invalidenversicherung zu
erhalten ? Rach dem Gesetz über die
Arbeitslosenversicherung sind die Arbeits -
ämter verpflichtet , auf Anforderung der
Arbeitslosen die zur Erhaltung der Anwart¬
schaft erforderlichen Beiträge zu entrichten .
Es soll lediglich « in Erlöschen der Anwartschaft
verhindert werden.

In Fällen besonderer Härte , insbesondere
dann , wenn zur Erfüllung der Wartezeit nur
noch eine geringe Zahl von Beiträgen not¬
wendig ist , ist das Arbeitsamt verpflichtet ,
auf Antrag die erforderlichen Beiträge zu
leisten . In diesen Fällen stehen dann dü:
Zeiten der Arbeitslosigkeit den
Zeiten einer versicherungspflich¬
tigen Beschäftigung gleich .

Die Wartezeit dauert bei der Invaliden¬
versicherung (für den Rentenbezug) , wenn
für den Versicherten auf Grund der Versiche-
rungspflicht mindestens hundert Beiträge ge¬
leistet worden sind, zweihundert Beitrags¬
wochen . Das Wort „Wartezeit" bedeutet , daß
ohne ihre Zurücklegung vor Eintritt des
Versicherungsfalles ein Anspruch auf Inva¬
lidenrente nicht gegeben ist.

Als Pflichtbeiträge gelten auch die
vollen Wochen , in denen der Versicherte weg ?n
Krankheit zeitweise arbeitsunfähig und
nachweisbar (Vermerk in der Quittungskanej
verhindert gewesen ist , seine Berufstätig ?« ;:
fortzufetzen . Jedoch werden dies« Woüxn
nur bei denen berücksichtigt, die vorher
rufsmäßig und nicht nur vorübergehend oer¬
sicherungspflichtig beschäftigt gewesen sind.

*

Annahme von Streikarbett
darf der Arbeitslose verweigern

Gestützt auf 8 90 des Gesetzes über Ar¬
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
hatte ein Arbeiter die ihm nachgewresene Ar¬
beit abgelehnt, als er erfuhr , daß die Ar¬
beiter des Betriebes im Streik stehen . Der
Unternehmer beantragte beim Arbeitsamt
Entziehung der Unterstützung , weil es sich
um einen rechtswidrigen, unter Tarifbruch
unternommenen Streik handele. Das Arbeits¬
amt zahlte jedoch die Unterstützung weiter
und der Spruchausschuß wies den Einspruch
zurück . Auf Grund weiterer Einsprüche be¬
schäftigte sich der Spruchsenat des Reichsver¬
sicherungsamtes mit dieser Frage. In der
Entscheidung ( HI A AR . 116/29 ) wird er -
klärt, daß dem Arbeitslosen die Unter¬
stützung mit Recht weitergezahlt
worden sei. Die Begründung verweist auf
den Wortlaut des 8 90 . Hier ist nur von
Ausstand oder Aussperrung die Rede. Nach
der Fassung der Vorschrift ist es gleich¬
gültig , aus welchen Gründen der
Arbeitskampf ausgebrochen ist. Die Tatsache
allein, daß ein Ausstanü oder eine Aussper¬
rung besteht, berechtige den Arbeitslosen, dir
nachgewiesene Stelle abzulebnen.
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Der Höhepunkt der diesjährigen win- gliedern Ende M ä r z fast u m e i n
terlichen Arbeitslosigkeit war Ende Fe- Drittel höher als zur gleichen
bruar erreicht . Anfang März setzte ein Z e i t d e s V o r j a h r e s . Dabei wies
leichter Rückgang der Ziffern der Ar- die Metall-, Textil- und Lederindustrie
beitslosen ein , die Zahl der Hauptunter - noch eine Verschlechterung auf . Wenn
stützungsempfänger in der Arbeitslosen - auch bei den Bergarbeitern, in der Glas-
versicherung und in der Krisenunter - und chemischen Industrie, bei den Schuh¬
stützung san/. Im Vergleich zum Vor
jahr jedoch war der Rückgang nur
zögernd und deutlich als Auswirkung
einer saisonmäßigen Belebung erkenn¬
bar, während ein konjunktureller Um¬
schwung nach wie vor ausblieb. Die
saisonbedingte Verbesserung des Ar¬
beitsmarktes im Frühjahr 1930 bleibt
nach einem Bericht des Instituts für
Konjunkturforschung wie folgt hinter
der gleichen Entwicklung des Vor¬
jahres zurück :

Die Zahl der Hauptunterstützungs¬
empfänger in der Arbeitslosenver¬
sicherung und in der Krisenunter¬
stützung sank:

vom 1 .—15. 3. vom 15 .—31 . 3.
1929 um 4,6 Proz . um 16,4 Proz.
1930 um 4,2 Proz . um 7,7 Proz.
Während im März 1929 der Rück¬

gang 20,2 Proz . betrug , beträgt er
im März 1930 nur 11,6 Proz . Infolge¬
dessen ist die Gesamtzahl der unter¬
stützten Arbeitslosen in der Arbeitslosen¬
versicherung und in der Krisenunter¬
stützung im April noch immer

eine Viertelmlüion größer als vor
einem Jahr.

Nicht eingerechnet sind die von der
Wohlfahrt unterstützten bzw. die über¬
haupt nicht unterstützten Arbeitslosen .
Die Statistik der Arbeitsämter zeigte für
Ende März eine Gesamtzahl von
etwas über 3 Millionen Ar¬
beitsuchender .

Nach einer Aufstellung der freien Ge>
Ortschaften war die Arbeitslosigkeit

* r den Gewerk sch aftsmit -

machern und Tabakarbeitern die Kurz¬
arbeit zurückging, so stieg andererseits
die Vollarbeitslosigkeit . Die Erholung
auf dem Arbeitsmarkt des Baugewerbes
und einzelner Ernährungsindustrienwar

Ncrd«ari(~5~5r
Nfafersachsen
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noch mäßig . Die Konjunkturforschung
rechnet für das Gesamtjahr 1930 mit
einer Durchschnittszahl von 1,5 bis 1,7
Millionen Hauptunterstützungsemp -
füngern .

Was den Umfang der Erwerbslosig¬
keit in den einzelnen deutschen Länder¬
gebieten anlangt, so gibt obenstehende
Karte einen Ueberblick . Danach ist die
Arbeitslosigkeit am größten in Sachsen.
Hier ist es wiederum der Chemnitzer In -
dustriebezirk, der am meisten betroffen
ist. Nächst Sachsen weisen Brandenburg
(Berlin ! ) und Schlesien hohe Erwerbs¬
losenziffern auf ; es folgen dann Mittel¬
deutschland , Hessen usw .

Die Differenz zwischen der Zahl der
Ai beitsuchenden und der tatsächlich Unter¬

stützten mahnt erneut an die
Notwendigkeit , die Krisenfürsorge

auszubauen
und in sie alle Ausgesteuerten einzu¬
beziehen. Es geht nicht an, daß Tau¬
fende und aber Tausende Opfer des
heutigen Wirtschaftssystems ohne jegliche
Unterstützung völliger Verelendung
preisgegeben find . Das Problem der
Krisen- und Wohlfahrtserwerbslosen
verlangt gebieterisch eine soziale Lösung .

Das Kabinett Brüning der christ¬
lichen Gewerkschaften und der „ Grü¬
nen Front" hat sich stark gemacht,
Arbeit und Brot zu schaffen und den
Erwerbslosen zu helfen . Zunächst sind
den Großagrariern durch ungerecht¬
fertigte Zölle Liebesgaben zuge¬
schanzt, ist das Notopfer der Schwerft -
verdiener abgelehnt , dafür aber sind
neue Massensteuern und Zölle, Nach¬
tragsforderungen für den Wehretat
bei gleichzeitiger Streichung der Zu¬
schüsse für die Arbeitslosenversiche¬
rung beschlossen.

Die „reaktionärste Re¬
gierung seit der Revolu¬

tion " — so charakterisierte sie der
ZentrumsabgeordneteSchlack im Reichs¬
tag — wird den drei Millionen auf
Arbeit wartenden deutschen Volks¬
genossen nichts als Vertröstungen bieten,
hinter denen sich die von den Unter¬
nehmern diktierten Absichten auf
Leistungsabbau und Verschlechterung
der Arbeitslosenversicherung verbergen .

Die klassenbewußte Arbeiterschaft wird
auf solche Versprechungen nichts geben,
sondern dem Ruf der Sozialdemokra¬
tischen Partei und der freien Gewerk¬
schaften folgen , die anläßlich des Mai¬
feiertags zur Einheit und Sammlung
und zur praktischen Solidarität im
Zeichen der Massennot und Massen¬
erwerbslosigkeit aufforderten .



M Demokratenblatt als Sprachrohr der Echachnacher
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„nicht lohne^ .

In die Scharfmachersront gegen die Ar¬
beitslosenversicherung ist nunmehr auch das
demokratische „Berliner Tageblatt " eingerückt .
In einem Artikel stellt es die Behauptung
auf, dah die Arbeitslosenversiche¬
rung die Ursache der schlechten Wirt¬
schaftslage sei und deshalb dringend „refor¬
miert"

( lies abgebaut) werben müsse . Bor
allem hetzt das „Berliner Tageblatt " gegen
die Saisonarbeiter , die mit ihren .Hohen
Löhnen" sehr wohl imstande wären , ohne Ar.
beitslosenunterstützung auszukommen. Zum
Schluß wird über die „Verschwendungssucht "
der Reichsanstalt gezetert, weil sie für das
laufende Etatsjahr eine Erhöhung für
Verwaltungsausgaben um durchschnittlich
80 Proz . beantragt hat.

Wiederholt haben wir auf die
fürchterlichen Zustände ln den Arbclls -

ämfcrn
hingewiefen. Die völlig unzureichenden, un-
hygienrfchen Räume sind zu einer Qual
sowohl für die Arbeitslosen wie für die An¬
gestellten geworden. Vor kurzem mutzten
Gswer- eaussichtsbeamten sogar zwangs¬
weise ein Arbeitsamt schließen .
Wenn die Reichsanstalt hier Abhilfe schaffen
will, so nennt das ein Demokratenblatt Ver¬
schwendungssucht !

Gegenüber den Angrissen über angebliche
Verschwendungssucht setzt sich das Arbeits-
Ministerium, also Herr Stegerwald vom
Rechtsblock zur Wehr. In einer Entgegnung
läßt er erklären , daß die Geschäftssührung der
Reichsanstalt durch Prüfer des Reichsarbeits-
ministeriums überwacht werde. Bisher sei
in keinem einzigen Fall eine
verschwenderische Wirtschaft fest¬
gestellt . 1929 seien von den Gesamtausgaben
der Reichsanstalt aus Personal - und Sach-
bedarf nur 6,85 Proz . entfallen. Wenn man
hiervon die Ausgaben für Arbeitsvermittlung
und Berufsberatung abziehe , so verblieben an
reinen Verwalkungskosten nur 4,3 Proz . Die
Haushaltsüberschreitungen feien dadurch ent¬
standen, weil mit einer viel geringeren
Arbeitslosenzahl gerechnet worden fei . Der
Personalbedarf der Landesarbeitsämter sei
so gering wie möglich. Für 1930 sei keine
Vermehrung vorgesehen .

Gegenüber den Unternehmerangrissen, die
auf einen Abbau der Arbeitslosenversicherung
Hinzielen, mutz also selbst der Vertrauens -
mann der Unternehmerverbände, Herr Steger -
wabd, seststellen, daß noch sparsamer als bis¬
her die Reichsanstalt nicht wirtschaften kann ,
wenn sie nicht überhaupt ihre Funktion ein¬
stellen soll. Aber gerade das ist die Absicht
der Scharfmacher.

*

llnlernehmerpreffe
für lleberfimiden !

Unsere Mahnung an die noch im Betriebe
Stehenden , Ueberstunden zu vermeiden, hat
es dem Scharsmacherorgan „Die Deutsche
Arbeitgeber-Zeitung " angetan . In Nr . 15
vom 13. April d. I . nennt sie das Bestreben
der freien Gewerkschaften , den Millionen
Arbeitsuchender durch Verkürzung der Ar¬
beitszeit Beschäftigung zu verschaffen , ein
„törichtes Bemühen" , das „von finsteren
demagogischen Absichten diktiert " sei. Das
Blatt erklärt :

,Liel der freien Gewerkschaften ist und
bleibt eben die Verhetzung der Massen, von
deren Unzufriedenheit sie leben .

"

Scheinbar bildet sich di« „Deutsche Arbeit¬
geber-Zeitung " ein , datz die Zufriedenheit der
Masten mit dem Grade chrer Erwerbslosig¬
keit wächst. Die „Verhetzung " der Massen
wird durch die aufreizende Wirttchasts-
anarchie der hinter dem Unternehmerorgan
stehenden Kreise zur Genüge betrieben. Die

Arbeitgeber-Zeitung vermag keine prak¬
tischen Wege zur Linderung und Behebung
der Erwerbslosigkeit auszuzeigen . Für die
Scharfmacher ist die MassenerwerbZlosigkeit
nur eine Profitquelle mehr. -

Landarbeiter und Arbeitslosen¬
versicherung

Bei der Einstellung von landwirtschaftlichen
Arbeitern versuchen die Großgrundbesitzer
einen neuen Trick. Sie empfehlen den neu-

Der INcyor a. D. G i e s i ck e in Eickendorf
tprovinz Sachsen) bot jedem Landarbeiter
1 Mark , der sich gegen die Beitragszahlung
erklärte.

Die Grohagrarier wollen sich lediglich um
ihren Pflichtanteil an der Arbeitslosenoersiche .
rzrng drücken. Den Schaden hiervon haben
die Landarbeiter selbst , die im Falle
der Arbeitslosigkeit keinerlei Unterstützung
zu erwarten haben. Es ist notwendig, daß
Ader zur Landarbeit Vermittelte darauf
achtet, daß die Beiträge zur Arbeitslosenver¬
sicherung ordnungsgemäß entrichtet werden.

Her «ft der Reichsarbeftslosenfiirforge !
Dr. Fritz Elsas , geschäftsführendes Vor¬

standsmitglied des Deutschen Städte ,
tages und Vorstandsmitglied der Reichs¬
anstalt der Arbeitslosenversicherung, ver-
össentlicht folgenden Mahnruf :

„Rach dem Stande der Ende Dezember
letzten Jahres von den Gemeinden unter¬
stützten Wohlfahrtserwerbslofen ist mit
einem Jahresbedarf von mindestens 200
Millionen Mark zu rechnen . Die Zahlen
von Ende Januar bedeuten eine Steige¬
rung dieses Umsatzes um 50 Millionen.
Nur sofortige Ausdehnung der
Krisenfürsorge hinsichtlich der Er¬
fassung des Person en kreifes als auch
berSaiwr vermag die dringend erforder¬
liche Abhilfe herbeizuführen. Das Ar-
beitslofenversicherungsqefetz bietet dazu im
§ 101 die rechtliche Grundlage . Erforder¬
lich ist insbesondere, daß die

krisenfürsorge auf alle Berufe aus¬
gedehnt

wird, und zwar sowohl sür Arbeitslose, die
die Anwartschaft nicht erfüllt, aber we¬
nigstens 13 Wochen in einer Versicherungs -
Pflichtigen Beschäftigung gestanden haben,
als auch für die Arbeitslosen, die den An-
pruch aus Arbeitslosenunterstützung er¬

schöpft haben. Diese Aufwendungen find
bei der Deckung des Fehlbetrages der
Arbeitslosenversicherung nicht berücksichtigt.
Rasche Entscheidung ist dringend
vonnöten , da die Lage der befon -
ders belasteten Gemeinden und
ihrer Wirtschaft keinen Aufschub verträgt .

"

Es ist interessant, daß auch ein bürgerlicher
Sozialpolitiker aus Grund feiner Einsicht in
die Entwicklung des Arbeitsmarkis und der
Kommunalsinanzen zu den gleichen Folge¬
rungen wie die Sozialdemokrgtische Partei
und die freien Gewerkschaften kommt , die be¬
kanntlich beide energisch sür die sofortige
Schaffung einer Reichsarbeitelofensürsorge
eintreten.

Wie die WD den Ausgesteuerten «hilft" !
Das Fürsorgeamt in Bremen , so

wird uns von dort berichtet , bemüht sich,
Ausgesteuerten Arbeit zu verschaffen . Da
mußte ein von der Straßenreinigung zu-
sammengetragener Schuttderg mit Erde
abgedeckt werden. Gewiß keine angenehme
Arbeit . Aber eine ganze Reihe Ausgesteuerter
fand dabei Verdienst . Sie wurden nach
dem Tarif der Gemeindearbeiter
bezahlt.

Den Bremer Komnnmisten paßte der ganze
Kram nicht. Protest Versammlung !
Resolution wird angenommen: Entweder
Tariflohn der Tiefbauarbeiter
— oderStreik ! Diese Forderung konnte
das Fürsorgeamt nicht bewilligen. Die Aus¬
gesteuerten hätten sonst höheren Lohn be -
komn^ n als die Gemeindearbeiter.

Der „Streik " beginnt, bie Kommunisten
jagen die Fürsorgearbeiter vom Platz. Bom¬
bastischer Artikel im Bremer Kommunisten¬
blatt : „W i r sa g en d en St r ei ken d « n
restlose Unter st ützung zu !

" Gut
gebrüllt, Löwe. In wenigen Tagen zieht der
H u n g e r ein bei den Familien der . .Strei¬
kenden"

. Das Fürsorgeamt darf bei unbe¬
rechtigter Arbeitsniederlegung keine Unter¬
stützung zahlen . Aber die Kommunisten
hatten doch Hilfe versprochen ! Die sah nun
so aus : Sie Netzen ihre Lenke haus bei
haus betteln gehen und schwindelten den
Spteftern vor. das fürsorgeamt habe dle Be¬
treffenden „qemaßregelt" und wolle sie ver¬
hungern lassen. Hin und wieder schnorrten
sie ein paar Groschen zusammen. Auch vor
den Eingangstoren der Großbetriebe bettelten
die Kommunisten. Aber gegen den Hunger
der Arbeiterfamilien reichte es nicht aus .
Die wilde Aktion der Kommunisten brach zu.
(arnmcn.

Wollen die Arbeitslosen ihr Schicksal in die
Hände so gewissenloser Menschen legen , die
ie erst ins Unglück treiben und dann klag«
iche Bettelpfennige zufainmenfechten ? So
ieht die „restlose Unterstützung " der KPD .
ür die Arbeitslosen aus !

Ist es da nicht richtiger, wenn die SPD .
und di« freien Gewerkschaften für Ausbau
des gesetzlichen Anspruchs der Ar¬
beitslosen aus Unterstützung sich einsetzen?

*

Folgen
kommunistischer Verhetzung

Die Kommunisten glaubten den Warteraum
der Seemännischen Heuerstelle in Stettin
für polilifche Versammlungszwecke benutzen
zu können . Der paritätische Verwaltungsaus¬
schuß sah sich deshalb gezwungen, in den
Warteraum nur diejenigen Seeleute hinein-
zukasien, deren Nummern an dem betreffen¬
den Tage zur Vermittlung stehen . Diese
Selbstschutzmahnahme führte zu einer neuen
Verhetzung durch die Kommunisten. Einer
von ihnen ließ sich Hinreitzen , den Geschästs -
sührer der Heuerstelle niederzuschla -
gen . so daß er eine schwere Augenverletzung
davontrug . Die Folge war , daß der An¬
greifer dauernd und ein anderer Kommunist
auf eine bestimmte Zeit von der Ver¬
mittlung durch die Stettiner Heuerstelle
ausgeschlossen wurde . Ebenfalls
wurde diese Maßnahme sämtlichen deutschen
Heuerstellen mitgeteilt. Des weiteren wurde
e.egen die Betreffenden ein Strafverfahren
wegen schwerer Körperverletzung und Haus¬
friedensbruch eingeleitet .

s
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Zur Arbeitslosigkeit in Amerika
Die Zisser der Erwerbslosen in den Ver¬

einigten Staaten ist amtlich mit 3 Millionen
errechnet worden. Private Schätzungen kom¬
men auf 4 bis 6 Millionen . Die Arbeitslosig¬
keit wird zu einem Telle auf die Fmanzkrife
Amerikas, die im Herbst 1929 begann, zurück¬
zuführen sein. Der Präsident Hoover hat
kürzlich dem Bundesparlament der Vereinig¬
ten Staaten darüber folgende Erklärung zu-
gehen lassen:

„Die lange Zeit aufwärts zielende Kurve
der industriellen Entwicklung führte zu
einem Ucberoptimismus hinsichtlich der zu
erwartenden Icchresgewinne, mit dem
Resultat, daß große Beträge in «nkon-
trollierbaren Spekulationspapieren ange¬
legt wurden . Dadurch fand eine Abwan¬
derung derflüssigenKapitalien
aus dem Geschäftsleben zur Börse statt.
Der unausbleibliche Krach war die Folge.
In Konsequenz hiervon wiedermn trat ern
allgemeiner Rückgang im Verbrauch von
Luxus, und ähnlichen Artikeln seitens der¬
jenigen ein , die von den Börsenverlusten
betroffen waren . Die Rückwirkung auf bi«
Produktion bestand in Arbeitslosigkeit. Der
Händler seinerseits war zu äußerster Ein¬
schränkung seines Angeftelltenpersonats und
größter Vorsicht in feinen Dispositionen ge .
zwungen. Das ist der Weg , auf dem sich
die Börsenpanit in eine allgemeine wirt¬
schaftliche Depression umwandelte .

"
Trotz dieser Erkenntnis , daß die Arbeits-

iOfen die Opfer der allgemeinen Wirtschafts-
öeprefsion sind, fehlt es in Amerika
noch an jeder staatlichen Hilfe für
die Hilfsbedürftigen. Di« amerikanischen Er¬
werbslosen haben keinen Rechtsan¬
spruch aus Unterstützung , sie sind auf di«

Almosen der privaten Liebestätigkeit an¬
gewiesen . In New Pork ist allerdings jetzt
eine Arbeitslosenabgabe „empfohlen" worden.
Jedenfalls sehen sich die öffentlichen Körper¬
schaften jetzt gezwungen, sich stärker als bisher
mit sozialpolitischen Arbeiterfragen zu be¬
schäftigen.

Mannigfach sind di« Ursachen, die man für
die hohe Zahl der Arbeitslosen in USA . noch
anführen könnte . So ist es jetzt in den
meisten Betrieben üblich, daß Leute über
40 Jahre überhaupt nicht mehr
eingestellt werden. Hinzu kommt noch
di« „technologische Arbeitslosigkeit", d. h. die
maschinelle Arbeitskraft verdrängt die
Menschen schneller, als neue Arbeitsgelegen,
heiten von der Industrie geschossen wurden.

Unser obiges Bild zeigt eine „Verauktionie¬
rung " der Arbeitskräfte, d. h . ein privater
Stellenvermittier bietet einen Erwerbslosen
den Unternehmern bzw. ihren Agenten an.
Ein anklagendes und für amerikanische Zu¬
stände bezeichnendes Bild !

Die amerikanischen Unternehmer glauben,
datz durch die hohen Lohne der Beschäftigten
dle Kaustrast der Konstimenten gehalten
werden karm . Es liegt aber Im Interesse des
amerikanischen Volkes und der amerikanischen
Wirtschaft, wenn durch Einführung der Ar¬
beitslosenversicherung die Kaufkraft der
Masten gehoben wird . « .

*

Sin Aotopfer in Australien
Die Regierung des Staates Viktoria

in Australien beschloß, 350000 Pfund Ster¬
ling — 7 Millionen Reichsmark für die Ar¬
beitslosen durch Auferlegung einer besonderen
Vermögenssteuer zu befchasfen. Mit diesem
Notopser der leistungsfähigen Bevölkerungs¬

schicht soll die Erwerbslosigkeit des australi¬
schen Staates Viktoria bis zur Verwirklichung
einer Arbeitslosenversicherung gelindert wer-
twn. — Als in Deutschland der Gedanke eines
Notopsers zugunsten der Erwerbslosen aus -
tauchte , da baden unsere zahlungskrästigen
Mitbürger behauptet, im Auslande sei eine
solch« Heranziehung des Besitzes unmöglich .
Ja , unsere Patrioten drohten mit Kapital¬
flucht. Wie die Meldung aus Australien be¬
weist , sind auch andere Staaten gezwungen.
Uir Bekämpfung der Erwerbslosigkeit den Be*
sitz stärker heranzuzichen.

*

Sann lvird'S versoffen !
In Amberg in Bayern stand ein Er¬

werbsloser wegen Bettelei vor dem
Amtsgericht. Er verteidigte sich: „Aber Herr
Vorsitzender , ich kann doch nicht mit fünf und
einer halben Mark leben, und mehr geben sie
mir nicht bei der Fürsorge und Arbeit geben«
einem auch nicht. Und wenn man noch . . ."
Da riß dem Herrn Amtsgerichtsdirektor die
Geduv und er erklärt« barsch: „M a n
kennt euch schon . Wenn ihrFrei -
tag eure Unterstützung erhaltet ,
dann wirds versoffen !

" Und prompt
brannte er dem armen Teufel zehn Tage Ge-
sängnis auf.

Dann wirds versoffen ! Das ist so die ganze
sognclle Weisheit eines Amtsrichters , der wohl
täglich seine gewohnten Maß Bier trinkt und
regelmäßig seine Kalbshaxe ißt ! Erwerbslose
sind ein unbequemes Bott . Sie erinnern den
Bürger , der sich eines bequemen Daseins er¬
freut , daran , daß es noch fo etwas wie
menschliche Not gibt. Und eben aus dieser
unbequemen Erinnerung erwächst die He '
gegen die Arbeitslosen
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